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BUNDESGESETZBLATT

FUR DIE REPUBLIK OSTERREICH

Jahrgang 2023 Ausgegeben am 22. Miirz 2023 Teil I

25. Bundesgesetz: Anderung des Transparenzdatenbankgesetzes 2012
(NR: GP XXVII RV 1928 AB 1941 S. 202. BR: AB 11190 S. 951.)

25. Bundesgesetz, mit dem das Transparenzdatenbankgesetz 2012 geéndert wird
Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesgesetz iiber eine Transparenzdatenbank (Transparenzdatenbankgesetz 2012 —
TDBG 2012), BGBI. I Nr. 99/2012, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 155/2022, wird
wie folgt gedndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis:

a) wird nach dem Eintrag zu § 22 folgender Eintrag eingefiigt:
»$ 22a.  Vollstandigkeitserkldrungen der leistungsdefinierenden Stellen‘

b) wird nach dem Eintrag zu § 31 folgender Eintrag eingefiigt:
»$ 3la.  Vollstandigkeitserkldrungen der leistenden Stellen*
¢) wird nach dem Eintrag zu § 40h folgender Eintrag eingefiigt:

,»Abschnitt 7d
Regelungen zur personenbezogenen Veroffentlichung am Transparenzportal

§ 40i. Veroffentlichung von Leistungen im Zusammenhang mit der Energiekrise
§ 40j. Veroffentlichung von Leistungen im Zusammenhang mit der Européischen Aufbau- und
Resilienzfazilitiat (ARF)“

2.In § 1 Abs. 1 Z 7 wird die Wortfolge ,,nach Mallgabe des § 39g* durch die Wortfolge ,, , soweit dies in
diesem Bundesgesetz vorgesehen ist™ ersetzt.

3. In § 1 Abs. 2 wird die Wortfolge ,mitgeteilt oder abgefragt werden* durch die Wortfolge , mitgeteilt,
abgefragt oder tibermittelt werden® ersezzt.

4. § 8 Abs. 4 Z 14 entfdllt.
5.8 19 Abs. 2 Z 1 entfdllt.

6.§ 19 Abs. 2 Z 3 lautet:

3. die Verkniipfung von Leistungsangeboten und Vorbereitung der Transparenzdatenbank-
Abfrageverordnung nach Maligabe des § 22 Abs. 3;

7.8 20 Abs. 2 Z 1 entfdllt.
8. In§ 21 Abs. 1 Z 1 entfallen die Worte ,jund Zuordnung zur eigenen Kategorie gemél § 22 Abs. 1.

9.§21 Abs. 1 Z 5 lautet:

,,J. die abfrageberechtigten Stellen im Sinne des § 17 Z 1 zu bezeichnen, soweit sie nicht bereits
unter Z 4 fallen.*

10. In § 21 Abs. 1 lautet der letzte Satz:

»Diese Angaben hat die leistungsdefinierende Stelle in der Leistungsangebotsdatenbank zu erfassen und
die Datenkldrungsstelle zu priifen.*
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11. Dem § 21 wird folgender Abs. 3 angefiigt:

,(3) Zur Erleichterung der Leistungsangebotsermittlung durch Gemeinden wird der Bundesminister
fir  Finanzen  erméchtigt, mit Verordnung gruppierte Leistungsangebote  festzulegen
(,,Transparenzdatenbank — Forderungsschienenverordnung®). Dabei kann auf Gemeinden unter
20 000 Einwohner mit Ausnahme der Landeshauptstidte eingeschriankt werden.*

12. § 22 Abs. 1 entfillt.

13. § 22 Abs. 2 lautet:

,»(2) Die Datenkldrungsstelle hat eine mehrstufige einheitliche Kategorisierung in Anlehnung an die
Klassifikation der Aufgabenbereiche des Staates (Classification of the Functions of Government -
COFOQ) aller Leistungsangebote nach thematischen Zusammenhéngen vorzunehmen.*

14. Nach § 22 wird folgender § 22a samt Uberschrift eingefiigt:
» Vollstiindigkeitserklirungen der leistungsdefinierenden Stellen

§ 22a. Die leistungsdefinierenden Stellen haben bis spétestens 1. Mérz eines jeden Kalenderjahres
fiir das jeweils vorangegangene Kalenderjahr die Vollstédndigkeit der Anlage der Leistungsangebote samt
deren Aktualisierung durch Vorlage von Vollstindigkeitserkldrungen an den Bundesminister fiir Finanzen
zu bestétigen bzw. fehlende Leistungsangebote anzufiihren und zu begriinden.*

15. § 23 Abs. 1, 2 und 3 lautet:

,»(1) Datenquellen fiir die Transparenzdatenbank sind:
1. Mitteilungen gemaB § 25,
2. Abfragen von in § 25 Abs. 1 aufgezéhlten Daten aus Datenbanken des Dachverbandes der
Sozialversicherungstrager sowie
3. Ubermittlungen auf anderem Wege zum Zweck der Verarbeitung in der Transparenzdatenbank,
soweit dies in materiengesetzlichen Regelungen vorgesehen ist.

(2) Jede leistende Stelle (§ 16) hat fiir Leistungen im Sinne des § 4 nach Maflgabe der §§ 25 und 26
Mitteilungen vorzunehmen, soweit die Daten nicht gemél Abs. 1 Z 2 abgefragt oder gemél Abs. 1 Z 3
iibermittelt werden. Die Mitteilungspflicht umfasst nicht Leistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. f. Fiir
die Ubermittlung der Mitteilung kann sich die leistende Stelle eines Auftragsverarbeiters bedienen. Die
Mitteilung hat elektronisch an den Bundesminister fiir Finanzen zum Zweck der Verarbeitung gemaf § 2
in der Transparenzdatenbank zu erfolgen.

(3) Durch die Mitteilung, Abfrage oder Ubermittlung der Daten geméf} Abs. 1 dndert sich nichts an
der Stellung des Mitteilenden, die Abfrage Duldenden oder des Ubermittelnden als Verantwortlicher fiir
die Verarbeitung von Daten auBlerhalb des Anwendungsbereiches dieses Bundesgesetzes.*

16. § 25 Abs. 2 lautet:

»(2) Abs. 1 gilt nicht fiir die Mitteilung von Sachleistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. f. Die
Ziffern 3a, 3b und 3c des Abs. 1 gelten nicht bei ertragsteuerlichen Ersparnissen im Sinne des § 4 Abs. 1
lit. b sowie bei Ermittlung durch Abfrage von bestehenden Datenbanken geméal § 23 Abs. 1 Z 2.

17. § 26 lautet:
,»§ 26. (1) Die leistende Stelle (§ 16) hat die Mitteilung (§ 23 Abs. 2) unverziiglich oder wenn dies
unzumutbar ist, spétestens innerhalb von 14 Tagen

1. ab der Gewdhrung bzw. ab Eintreten eines nach Mallgabe des § 25 Abs. 1 Z 3a iibrigen
Bearbeitungsstandes bzw.

2. ab Aus- oder Riickzahlung der Geldleistung im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. a und ¢ bzw.

3. ab Abschluss eines Vertrages iiber eine Haftung, oder einer Gewéhrung eines zins- oder
amortisationsbegiinstigten Gelddarlehens im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. e bzw.

4. ab der Erstattung, Gutschrift, Riickzahlung oder sonstigen Verrechnung der ertragsteuerlichen
Ersparnis im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 1 lit. b

an den Bundesminister fiir Finanzen zu tibermitteln.

(2) Wird eine Leistung fiir ldnger als ein Kalenderjahr gewidhrt, kann der mit dem Jahresbetrag
angesetzte Wert der Leistung innerhalb eines Monats nach Ablauf des Kalenderjahres mitgeteilt werden,
fiir das die Leistung gewdhrt worden ist.“
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18. Nach § 31 wird folgender § 31a samt Uberschrift eingefiigt:
,» Vollstindigkeitserklirungen der leistenden Stellen

§ 31a. Die leistenden Stellen haben bis spétestens 1. Mérz eines jeden Kalenderjahres fiir das jeweils
vorangegangene Kalenderjahr die Vollstindigkeit der Mitteilungen durch Vorlage von
Vollstindigkeitserkldrungen an den Bundesminister fiir Finanzen zu bestitigen bzw. fehlende
Mitteilungen anzufiihren und zu begriinden.*

19. In § 36d lautet der erste Satz:

,Der Verantwortliche hat unverziiglich die Berichtigung von Daten der letzten zehn Jahre, die geméif
§ 23 Abs. 2 durch leistende Stellen mitgeteilt, gemdl3l § 23 Abs. 1 Z 2 durch Abfrage von der Datenbank
des Dachverbandes der Sozialversicherungstriager ermittelt oder gemdBl § 23 Abs. 1 Z 3 auf anderem
Wege in die Transparenzdatenbank {libermittelt werden, zu veranlassen.*

20. In § 39c wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefiigt:

,(4) Im Ubrigen gelten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die sich ausschlieBlich auf Leistungen
nach § 4 Abs. 1 beziehen, auch fiir Leistungsarten geméf Z 1 bis 5.

21. Nach § 40h wird folgender § 40i samt Uberschrift eingefiigt:

»Abschnitt 7d
Regelungen zur personenbezogenen Veroffentlichung am Transparenzportal

Veroffentlichung von Leistungen im Zusammenhang mit der Energiekrise

§ 40i. (1) Zur Erflillung des Transparenzzweckes ist der Bundesminister fiir Finanzen, soweit dies in
diesem Bundesgesetz vorgesehen ist, berechtigt, personenbezogene Daten iiber Leistungsempfanger von
Leistungen des Bundes, die der Abfederung der Preissteigerungen im Energiebereich fiir Unternehmen
aufgrund des Angriffskrieges Russlands auf die Ukraine dienen, am Transparenzportal zu verdffentlichen.

(2) Die Veroffentlichung geméf Abs. 1 umfasst den Energiekostenzuschuss fiir Unternehmen gemaf
der Richtlinie des Bundesministers fiir Arbeit und Wirtschaft im Einvernehmen mit der Bundesministerin
fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitit, Innovation und Technologie und dem Bundesminister fiir
Finanzen auf der Grundlage des Bundesgesetzes iiber einen Energiekostenzuschuss fiir energieintensive
Unternehmen (Unternehmens-Energiekostenzuschussgesetz - UEZG), BGBI. I Nr. 117/2022, sofern die
an einen Leistungsempfénger ausbezahlte Summe mindestens EUR 10 000,00 betragt.

(3) Weitere von der Veroffentlichung gemél Abs. 1 umfasste Leistungen sowie die Betragsgrenzen,
ab denen die Verdffentlichung personenbezogen zu erfolgen hat, sind durch Verordnung des
Bundesministers fiir Finanzen im Einvernehmen mit der Bundesministerin fiir Klimaschutz, Umwelt,
Energie, Mobilitdt, Innovation und Technologie  festzulegen  (,,Transparenzdatenbank-
Veroffentlichungsverordnung fiir den Energiebereich®).

(4) Die Veroffentlichung umfasst je Leistung und Leistungsempfinger folgende Informationen:

1. die Leistungsdefinierende Stelle,

2. den ausbezahlten Betrag,

3. die Firma oder sonstige Bezeichnung,

4. die Postleitzahl und den Ortsnamen des Sitzes oder der Geschiftsadresse samt Landercode,
5. die Rechtsform samt der Unternehmensregister-Kennziffer (KUR) sowie

6. die Wirtschaftszweigklassifikation gemiB ONACE.

(5) Die verédffentlichten Daten sind einmal pro Monat zu aktualisieren und ldngstens bis
31. Dezember 2027 am Transparenzportal anzuzeigen.

(6) Zur Erfiillung des Transparenzzweckes ist der Bundesminister fiir Finanzen berechtigt, Einsicht
in das Unternehmensregister geméfl § 25 Bundesstatistikgesetz 2000, BGBI. I Nr. 163/1999, zu nehmen
und die in Abs.4 Z3 bis 6 enthaltenen Daten aus diesem Register am Transparenzportal zu
veroffentlichen.*
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21a. Nach § 40i wird folgender § 40j samt Uberschrift eingefiigt:

»Veroffentlichung von Leistungen im Zusammenhang mit der Européischen Aufbau- und
Resilienzfazilitit (ARF)

§ 40j. Zur Erfiillung der Transparenzpflichten der Verordnung (EU) 2021/241 ist der Bundesminister
fir Finanzen berechtigt, die nach der Verordnung (EU) 2021/241 zur Verdffentlichung bestimmten
personenbezogenen Daten iiber Endempfinger und Leistungsverpflichtete (§ 14) von ARF-Leistungen
(§ 40) am Transparenzportal anzuzeigen.*

22. Dem § 43 wird folgender Abs. 13 angefiigt:

,»(13) Das Inhaltsverzeichnis hinsichtlich der Eintrdge zu den §§ 22a, 31, zu Abschnitt 7d und § 401,
§1Abs. 1und 2, § 19 Abs. 2 Z 3, § 21 Abs. 1 und 3, § 22 Abs. 2, § 22a samt Uberschrift, § 23 Abs. 1, 2
und 3, § 31a samt Uberschrift, § 36d, § 39¢ Abs. 4, der Abschnitt 7d samt Uberschrift (§ 40i), wobei die
Verordnung auf Grundlage des § 40i Abs. 3 schon vor dem Inkrafttreten des § 401 Abs. 3 erlassen werden
darf, sowie § 43 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 25/2023 treten mit Ablauf des
Tages der Kundmachung in Kraft; zugleich treten § 8 Abs. 4 Z 14, § 19 Abs. 2 Z 1, § 20 Abs.2 Z 1 und
§ 22 Abs. 1 auBler Kraft. Die §§ 25 Abs. 2 und 26 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 25/2023
treten mit 1. Janner 2024 in Kraft. Das Inhaltsverzeichnis hinsichtlich des Eintrages zu § 40j sowie § 40j
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. 25/2023 treten mit 1. April 2023 in Kraft. § 401 ist auf
samtliche Leistungen des Bundes anzuwenden, die nach dem 30. November 2022 ausbezahlt wurden.
§ 40j ist auf simtliche ARF-Leistungen anzuwenden.*

Van der Bellen

Nehammer

www.ris.bka.gv.at



BUNDESKANZLERAMT

AMTSSIGNATUR

Unterzeichner

serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT

Datum/Zeit 2023-03-22T14:39:51+01:00
Informationen zur Prufung des elektronischen Siegels bzw. der elektronischen
e : Signatur finden Sie unter: https://www.signaturpruefung.gv.at
Prafinformation Informationen zur Prufung des Ausdrucks finden Sie unter:
https://lwww.bundeskanzleramt.gv.at/verifizierung
Hinweis Dieses Dokument wurde amtssigniert.




	BUNDESGESETZBLATT
	1. Im Inhaltsverzeichnis:
	a) wird nach dem Eintrag zu § 22 folgender Eintrag eingefügt:
	b) wird nach dem Eintrag zu § 31 folgender Eintrag eingefügt:
	c) wird nach dem Eintrag zu § 40h folgender Eintrag eingefügt:
	2. In § 1 Abs. 1 Z 7 wird die Wortfolge „nach Maßgabe des § 39g“ durch die Wortfolge „ , soweit dies in diesem Bundesgesetz vorgesehen ist“ ersetzt.
	3. In § 1 Abs. 2 wird die Wortfolge „mitgeteilt oder abgefragt werden“ durch die Wortfolge „mitgeteilt, abgefragt oder übermittelt werden“ ersetzt.
	4. § 8 Abs. 4 Z 14 entfällt.
	5. § 19 Abs. 2 Z 1 entfällt.
	6. § 19 Abs. 2 Z 3 lautet:
	7. § 20 Abs. 2 Z 1 entfällt.
	8. In § 21 Abs. 1 Z 1 entfallen die Worte „und Zuordnung zur eigenen Kategorie gemäß § 22 Abs. 1“.
	9. § 21 Abs. 1 Z 5 lautet:
	10. In § 21 Abs. 1 lautet der letzte Satz:
	11. Dem § 21 wird folgender Abs. 3 angefügt:
	12. § 22 Abs. 1 entfällt.
	13. § 22 Abs. 2 lautet:
	14. Nach § 22 wird folgender § 22a samt Überschrift eingefügt:
	15. § 23 Abs. 1, 2 und 3 lautet:
	16. § 25 Abs. 2 lautet:
	17. § 26 lautet:
	18. Nach § 31 wird folgender § 31a samt Überschrift eingefügt:
	19. In § 36d lautet der erste Satz:
	20. In § 39c wird nach Abs. 3 folgender Abs. 4 angefügt:
	21. Nach § 40h wird folgender § 40i samt Überschrift eingefügt:

	„Abschnitt 7d
	Regelungen zur personenbezogenen Veröffentlichung am Transparenzportal
	21a. Nach § 40i wird folgender § 40j samt Überschrift eingefügt:
	22. Dem § 43 wird folgender Abs. 13 angefügt:



		2023-03-22T14:39:51+0100
	serialNumber=932783133,CN=Bundeskanzleramt,C=AT
	Informationen zur Prüfung finden Sie unter http://www.signaturpruefung.gv.at




